Deutscher Naturschutzring

Gesprächskreis Umweltverbände und Wasserwirtschaft

Stellungnahme der im DNR-Gesprächskreis Wasser zusammengeschlossenen Umweltverbände zum Entwurf einer Musterverordnung zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in Länderrecht 

Anmerkung:

Diese Stellungnahme faßt den derzeitigen Diskussionsstand in den Umweltverbänden zusammen, ohne den Anspruch zu erheben, alle Aspekte abschließend zu beurteilen.

Allgemeine Einschätzung

Die Umweltverbände begrüßen die von der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) eingeräumte Möglichkeit, zu dem Entwurf der Musterverordnung Stellung nehmen zu können. Dies scheint uns ein wichtiger Schritt zur Wahrung der Beteiligungsrechte der Verbände bei einer weitgehend bundeseinheitlichen Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in Landesrecht zu sein. Schwierigkeiten bei der abschließenden Bewertung des Musterentwurfs bereitet die Frage, welche Regelungen in welcher Form in die Landeswassergesetze aufgenommen werden, wie dabei eine bundeseinheitliche Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie gesichert werden soll und wie genau dieser Prozeß mit der Musterverordnung verzahnt ist, die der Umsetzung der Anhänge II und V der EG-Wasserrahmenrichtlinie in Länderrecht dient. 

Daher bleiben derzeit insbesondere die konkrete Ausgestaltung der Partizipation und die Anwendung der ökonomischen Instrumente der Wasserrahmenrichtlinie unklar. Außerdem fehlen klare Aussagen zur Aufnahme von Schutzgebieten (nach Anhang IV WRRL)  in die bis zum 22.12.04 zu erstellenden Übersichtspläne für die Flußgebiete. Nationale Schutzgebiete (Nationalparke, Biosphärenreservate, Landschaftsschutzgebiete, Naturschutzgebiete, ...) sind zum Zwecke der weiteren Bearbeitung bereits hier zu integrieren.
Der Titel der Musterverordnung ist irreführend, da er suggeriert, dass die gesamte Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in Landesrecht durch den Erlaß der Verordnung bewerkstelligt wird.

Anmerkungen zu den einzelnen Paragrafen

§ 3 Begriffsbestimmungen

1. Oberflächengewässer

Da die Musterverordnung die Definition der WRRL zum „ökologischen Zustand“ (Art. 2 Nr. 21“) nicht mit übernimmt, muss an dieser Stelle und bei den Anforderungen zur Beschreibung und Kontrolle eines Oberflächengewässers klargestellt werden, dass auch die Qualität von Struktur und Funktionsfähigkeit von Ufern/Gewässerrandstreifen bzw. Auen bei Fließgewässern sowie Stränden bei Seen, Übergangsgewässern und Küstengewässern als „aquatische, in Verbindung mit Oberflächengewässern stehende Ökosysteme“ (Art. 2 Nr. 21 der WRRL) zu den Oberflächengewässern gehören und bei allen Anforderungen der WRRL mitzuberücksichtigen sind. Wir bitten um einen entsprechenden Hinweis. 

3. Übergangsgewässer

Entspricht der Definition der WRRL in Artikel 2 Nr. 6. Zu prüfen ist, inwieweit die Tidebeeinflussung im Bereich der Nordsee als Kriterium zusätzlich zum Salzgehalt aufgenommen wird.

§ 4 (1)
Es fehlt ein Hinweis, dass mit der Abgrenzung von Oberflächenwasserkörpern auch eine Abgrenzung der „aquatischen, in Verbindung mit Oberflächengewässern stehende Ökosysteme“ (Art. 2 Nr. 21 der WRRL) notwendig ist, das heißt eine Abgrenzung der Ufer/Gewässerrandstreifen bzw. Auen bei Fließgewässern sowie Stränden bei Seen, Übergangsgewässern und Küstengewässern. 

§ 4 (3)

Für die Identifikation erheblich veränderter und künstlicher Gewässer gelten u.a. nach Vorgabe des EU-weit abgestimmten guidance-Papiers der AG 2.2 bereits strenge Maßstäbe. Das sollte sich auch in der Formulierung dieses Absatzes niederschlagen. 

§ 5 (1)

Die Daten sollen auch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

Anhang 1 (zu § 4)

Oberflächengewässer: Oberflächenwasserkörper + typspezifische Referenzbedingungen

1. Kategorien von Oberflächengewässern

Die WRRL sieht die Maßstäbe Flusseinzugsgebiete von 10 km² und größer für Flüsse und 0,5 km² und größer für Seen als BERICHTSMAßSTAB für die Meldung nach Brüssel vor. Der Gewässerschutz nach WRRL erstreckt sich aber auf alle Gewässer. Der Versuch, die Anforderungen der WRRL nur in den Gewässern ab der genannten Größenordnung zu verwirklichen kann von den Umweltverbänden nicht akzeptiert werden. 

Die Einzugsgebietsgröße >10 km² kann in der Praxis zur Folge haben, dass die „wahre“ Charakteristik der Gewässer nicht erkannt wird, da die Masse der Fließstrecken hier nicht mit betrachtet wird. Die „verbleibende Gewässerlinie“ repräsentiert mit Sicherheit häufig genug einen anderen Typ als die Summe der Zuflüsse. Die Zuflüsse als Laich- und Aufwuchsgewässer bestimmen aber letztlich, was in „der verbleibenden Gewässerlinie“ lebt.

Bei dem vorgeschlagenen Entwurf gehen die Bestimmungen des Artikels 3 der WRRL verloren. Eine Verordnung sollte jedoch ein Gesetz/eine EU-Richtlinie präzisieren und nicht für noch mehr Unklarheit sorgen. 

Wir bitten daher um Präzisierung des Einleitungssatzes:

Die Bundesländer bestimmen die einzelnen Einzugsgebiete innerhalb ihres jeweiligen Hoheitsgebiets und ordnen sie für die Zwecke der WRRL jeweils einer Flussgebietseinheit zu. Kleine Einzugsgebiete können gegebenenfalls mit größeren Einzugsgebieten zusammengelegt werden oder mit benachbarten kleinen Einzugsgebieten eine Flussgebietseinheit bilden. Die Oberflächengewässer sind unter dieser Voraussetzung dann in folgende Kategorien einzuteilen: ...

2. Gewässertypen (derzeitiger Diskussionsstand) 

Grundsätzlich zu begrüßen ist hier, dass die Anmerkungen der Umweltverbände einige Zeit vor dem entgültigen LAWA-Vorschlag möglich sind.

2.1.2 Fließgewässertypen

Hier gibt es nach LAWA-Vorstellung in Mittelgebirgen offenbar keine Fließgewässer oberhalb von 800 m. Das sehen die Umweltverbände anders.

Zu den vorgeschlagenen Kategorien der Fließgewässer bedarf es einer eingehenderen Diskussion innerhalb der Umweltverbände. Die gewählten Kategorien sollten auch die Vergleichbarkeit mit den Nachbar-Staaten gewährleisten. Abzusichern wäre im weiteren, daß nicht durch die Wahl der Begriffe (wie z.B. sandgeprägter Tieflandfluß) bei den Unterhaltungspflichtigen falsche Zielvorstellungen suggeriert werden. 

2.2 Seen

Die Einteilung sollte mindestens  die FFH-Kategorien: 

· oligotrophe Seen, EU-Code 3110

· mesotrophe Seen, EU-Code 3130

· oligo- bis mesotrophe kalkhaltige Seen, EU-Code 3140

· natürliche eutrophe Seen, EU-Code 3150

· dystrophe Seen (Moorseen) EU-Code 3160

· temporäre Karstseen, EU-Code 3180 

umfassen.

2.3 Übergangsgewässer

Hier sollte zumindest zwischen den tidebeeinflussten Mündungsgebieten der Nordseezuflüsse und den Übergangsgewässern im Ostseeraum (z.B. Oderhaff, Peenestrom) unterschieden werden; ggf. weitere Unterteilung nach Gewässergröße und anderen Kriterien.

3. Festlegung von Referenzbedingungen

3.5

Die Einbeziehung von historischen und paläologischen Daten für die Ermittlung von typspezifischen Referenzbedingungen wird ausdrücklich begrüßt.

Anhang 1 (zu § 4)
In Nr. 3.3. werden als Nachweisgrenze die Werte festgelegt, die mit den Techniken ermittelt werden können, die zum Zeitpunkt der Festlegung der typspezifischen Bedingungen verfügbar sind. Eine Möglichkeit der Anpassung an die Weiterentwicklung der Technik sollte hier unbedingt eingebaut werden. 

Anhang 2 (zu § 5)

Oberflächengewässer: Gewässerbelastungen und Beurteilung der Auswirkungen

1.1 signifikante Punktquellen und diffuse Quellen

Zur besseren Einschätzung der Belastungen sollte der Eintragspfad über das Grundwasser gesondert betrachtet werden.

In der Stoffaufzählung fehlen Salze, insbesondere NaCl und KCl, die durch übermäßige Streusalzverwendung in die Oberflächengewässer und gewässerabhängigen Landökosysteme gelangen und dort zu Änderungen führen können. Auch Ammonium sollte aufgenommen werden.

1.2

die Zusammenstellung von Wasserentnahmen und von Wasserverlusten in Versorgungssystemen wird begrüßt. Hierher gehören auch Wassereinleitungen im Hinblick auf die Wassermenge.

1.4

Hier sollte die wiederholte morphologische Beeinträchtigung durch ständige  Gewässerunterhaltung als Begriff auftauchen.

Unter 1.5 sollten als Beispiele sonstiger signifikanter anthropogener Belastungen genannt werden: Wärmeeinleitung (Kühlwasser von Kraftwerken), Einleitung von Säuren und Basen (pH-Wertänderungen), Einleitung von (Streu-)Salzen (Änderung der Leitfähigkeit), 

Bei 1.6. sollte die Einschätzung der Bodennutzung insbesondere auch der Ufer, Gewässerrandstreifen und Auen bei Oberflächengewässern sowie der Strände bei Seen Küsten- und Übergangsgewässern ergänzt werden. 

Anhang 3 A (zu § 6 Abs. 1 Satz 1)

Oberflächengewässer: Umweltqualitätsnormen chemischer Zustand

1. Biologische Qualitätskomponenten

Für die Beurteilung der faunistisch/floristischen Erhebungen müssen nicht nur das Gewässer selbst, sondern auch Qualität von Struktur und Funktionsfähigkeit von dessen aquatischen, in Verbindung mit dem Oberflächengewässer stehenden Ökosystemen (nach Art. 2 Nr. 21 der WRRL) wie Ufer/Gewässerrandstreifen und Auen bei Fließgewässern sowie Stränden bei Seen, Übergangsgewässern und Küstengewässern und die Wechselwirkung herangezogen werden. 

Tabelle (S.19): 

Bei Küstengewässern ist in Übereinstimmung mit der WRRL die Untersuchung der Fischfauna nicht vorgesehen. In diesem Zusammenhang steht der Hinweis, dass Übergangsgewässer auch für den Bereich der Ostsee auszuweisen sind. (vgl. Anmerkung zu Fließgewässertypen Anhang 1 Punkt 2.3). 

2. Hydromorphologische Qualitätskomponenten

Unter Morphologie muss hier nicht nur die Uferzone, sondern auch der Gewässerrandstreifen, die Aue bzw. der Strand einbezogen werden. 

Tabelle (S.20): 

Warum ist in Übergangsgewässern die Durchgängigkeit kein Qualitätskriterium? Übergangsgewässer sind z. T. durch Sperrwerke oder Staustufen in ihrer Durchgängigkeit eingeschränkt. Ihre Aufnahme in den Bewertungskanon ist also notwendig. Dies gilt umso mehr, als Sperrwerke an der Flussmündung die erreichbare Gewässerqualität des gesamten Fließgewässers negativ beeinträchtigen können, selbst wenn es ansonsten überhaupt keine anthropogenen Einflüsse gäbe.

Ebenfalls unklar ist, wieso die Struktur der Uferzone bei Übergangsgewässern kein Qualitätskriterium darstellt. Insbesondere bei tidebeeinflussten Übergangsgewässern sind hier gerade im Uferbereich spezialisierte Artengemeinschaften zu erwarten.

3. Chemische und physikalisch-chemische Parameter

Tabelle (S.21): 

Die Leitfähigkeit ist ein relativ einfach zu bestimmender Parameter, der Aufschluß über bestimmte Gewässerbelastungen geben kann, z.B. zu Abwassereinleitungen. Daher sollte die Leitfähigkeit bei Flüssen und insbesondere auch bei Seen in die Liste der allgemeinen Parameter aufgenommen werden.

o-Phosphat und Nitrat sollten bei allen Oberflächengewässern zu den Qualitätskomponenten zählen. Die alleinige Bestimmung von Gesamt-Nitrat reicht nicht aus, da Ammonium eine wichtige Komponente ist, deren Toxität in einigen Oberflächengewässern regelmäßig zu Fischsterben führt. Außerdem ist Ammonium ein Sauerstoffzehrer. Nitrat wiederum spielt bei der Trinkwasserversorgung eine wichtige Rolle. 

Anhang 3 B (zu § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2)

Oberflächengewässer: Anforderungen an die Einstufung des ökologischen Zustands:

1.

Die Umweltverbände gehen davon aus, daß es sich bei den Tabellen um eine wortgetreue Übernahme aus dem Anhang V WRRL handelt. Dies wurde nicht detailliert abgeprüft.

2. Umweltqualitätsnormen (S. 40) 

Die Überwachung und Einhaltung der Umweltqualitätsnormen nur unter der Bedingung, dass die aufgeführten Stoffe in signifikanten Mengen in den Oberflächenwasserkörper eingeleitet werden, kann von den Naturschutzverbänden nicht als ausreichend erachtet werden. Zum einen kann die Summe mehrerer nicht signifikanter Einleitungen den Grenzwert überschreiten, zum anderen können unbekannt oder illegale Quellen existieren, die unbemerkt blieben. Daher ist ein flächendeckendes Netz der Überwachung notwendig, eine geringere Dichte der Überwachung als bei bekannten Gefahrenquellen wäre akzeptabel. 

(S.40) 

Die pauschale Bewertung der Gewässer mit „arithmetischen Jahresmittelwerten“ erscheint nicht angebracht. Schadereignisse oder Belastungen, die nur sehr saisonal auftreten, wie z.B. Belastungen, die aus PSM-Einträgen resultieren, würden insofern nahezu unberücksichtigt bleiben und durch Mittelwertbildungen stark relativiert. Sie können aber nachgewiesenermaßen zu nachhaltigen Schädigungen der Gewässerbiozönosen führen. 

Kritisch ist vor diesem Hintergrund auch die Probenahme zu sehen. Einzelne Stichproben in einem eng vorgegebenen Zeitraster mit großen Intervallen (vgl. auch Abs. 4A – 1.4) werden für viele Parameter nicht zu aussagkräftigen Ergebnissen führen. Die Beprobung von der fließenden Welle oder dem Gewässersediment ist für die einzelnen Stoffe genauer zu definieren.

Generell wird nicht deutlich, wie die zu berücksichtigenden Stoffe ausgewählt wurden. Darüber hinaus sind für die angeführten Qualitätsziele der einzelnen Stoffen die Quellen/Werte nicht vollständig nachvollziehbar. Viele sind anderen EU-Richtlinien entnommen, aber nicht alle. 

Ist die Liste als vollständig anzusehen? Beispielsweise sind viele Schwermetalle aufgeführt, aber das Element Blei fehlt!? Gewollt? 

Für die Metalle Chrom, Kupfer und Zink scheinen die Zielvorgaben deutlich überhöht zu sein.

In der Tabelle „Chem“ ist die Unterteilung oder Behandlung der Stoffe Aldrin, Dieldrin... nicht nachvollziehbar. Zum einen die Betrachtung als einzelne Werte und die Betrachtung als Summe.

Inwiefern ist die aufgeführte Liste als vollständig anzunehmen, macht es z.B. Sinn noch mehr Summenparameter zu bestimmen, um damit Stoffe ermitteln zu können, die nicht explizit in der aktuellen Liste vorhanden sind?

Das Fehlen der Definition, was unter signifikant zu verstehen ist, ist zwar angemerkt, eine Muster-VO kann mit noch offenen Definitionen jedoch nicht verabschiedet werden. Auch sollten die „signifikanten Mengen“ unserer Meinung nach als „bioaktive Mengen“ definiert und die Grenzwerte entsprechend festgelegt werden. Hier wäre ein klarer Bezug zum Vorsorgeprinzip wünschenswert

Soweit noch nicht geschehen wären in der Tabelle „eco“ auch pseudohormonell wirksame Stoffe aufzunehmen. Textlich berücksichtigt die Muster-VO diese auf Seite 16 (Anh. 2 zu § 5 unter signifikanten Punktquellen und diffusen Quellen). Außerdem fehlt hier der Parameter Blei (Pb). In Sedimenten liegt er angereichert vor (Harzvorland), er ist ein wichtiger Indikator für die Toxizität eines Gewässers

Wie sind die Vorschläge für einzelne nicht fett gedruckte Parameter entstanden? Wie sind die Jahreskennwerte definiert?

Anhang 3 C (zu § 7)

Oberflächengewässer: Umweltqualitätsnormen chemischer Zustand

Hier fehlen die prioritär gefährlichen Stoffe. (vgl. Anmerkung zu Anhang 4 B 2. „Einstufung und Darstellung des chemischen Zustands.

(S. 45): Wieso sind Konzentrationen an HCH, Aldrin, Dieldrin, Endrin und Isodrin als Umweltqualitätsnorm für Küstengewässer geringer als für andere Gewässer?

Anhang 4A (zu § 8) 

Oberflächengewässer : Überwachung

(S. 46/ S.77/ S. 93) insbesondere S.48 (1.1.3 ) und S. 51 Tabelle (Überwachungsfrequenzen):

Es sind nur die Mindestüberwachungsfrequenzen aus dem Anhang V Nr. 1,3,4 WRRL übernommen worden. Das heißt z. B. dass bei der überblicksweisen Überwachung biologische Parameter (mit Ausnahme von Phytoplankton) nur einmal in 6 Jahren und falls diese Untersuchung einen guten Zustand dokumentierte, die nächste Untersuchung erst frühestens nach 12 Jahren, spätestens nach 18 Jahren erfolgen muss. In diesen langen Zeiträumen kann sich die aquatische Biozönose derart verändert haben, dass deren Ursache im nachhinein schlecht nachzuvollziehen ist. Die häufigere Untersuchung des Phytoplanktons  kann das nicht kompensieren, da dessen Zusammensetzung sehr saison- und witterungsabhängig ist. Wir fordern die überblicksweise Untersuchung von Makrozoobenthos und höherer aquatischer Flora häufiger, d.h. mindestens alle 2 Jahre in Fließgewässern durchzuführen. 

Es wird weiterhin die Überwachung vor allem abgestellt auf Stellen, „an denen der Abfluss bezogen auf die gesamte Flussgebietseinheit bedeutend ist“ (Anhang 4A, 1.1.2): Stichprobenartige Untersuchungen auf chemische Parameter (prioritäre Stoffe) können bei höherer Frequenz vielleicht erfasst werden, die Untersuchungen sagen aber nichts über die aquatische Lebensgemeinschaft und damit über die ökologische Qualität im Oberlauf oder anderen nicht so stark hydraulisch dominierten Bereichen aus. Wir fordern dem Rechnung zu tragen, d. h. Untersuchungsstellen nicht nur nach hydraulischen Größen oder Ländergrenzen festzulegen sondern in Absprache mit Experten und Umweltverbänden.

Anhang 4B (zu § 9)

Oberflächengewässer: Einstufung des Zustands, Darstellung
2. Einstufung und Darstellung des chemischen Zustands

Auf S. 55 ist unter 2. "Einstufung und Darstellung des chemischen Zustandes" davon die Rede, dass "Wenn ein Wasserkörper alle einschlägigen Umweltqualitätsnormen nach Anhang 3C erfüllt, ist sein chemischer Zustand als "gut", anderenfalls als "nicht gut"  einzustufen."

In Anhang 3 C fehlt aber noch die Liste von prioritären gefährlichen Stoffen, für die keine Umweltqualitätsnormen, sondern "Null-Emission" festgelegt wurde. Demnach ist dieser Teil etwas unvollständig, denn "alle einschlägigen" sollten wohl auch die phase-out-Maßnahmen sein. Hier fehlt ein Verweis auf die Ziele der WRRL bezüglich der prioritär gefährlichen Stoffe.


Anhang 5 (zu § 10)

Grundwasser: Beschreibung und Prüfung der Einwirkungen

1. Erstmalige Beschreibung

1.2

Die Belastungen, der Grundwasserkörper sollten auch großflächige Grundwasserabsenkungen einschließen, wie sie beim Tagebau typisch sind.

2. Weitergehende Beschreibung

2.1 (zu chemische Zusammensetzung?)

Die Temperatur sollten nach Schichtung differenziert in die Beschreibung mit aufgenommen werden.

Anhang 6 A (zu § 11 Abs. 1)

Grundwasser – mengenmäßiger Zustand

Der mengenmäßige Zustand des Grundwassers wird nicht nur durch Wasserentnahmen beeinflusst, sondern in vielen Gebieten durch Drainage und durch die Eintiefung von Flussläufen ins Gelände aufgrund anthropogener Einflüsse. Diese Sachverhalte müssen im Begriff anthropogen bedingte Änderungen des Grundwasserstandes mit genannt werden.

Anhang 6 B (zu § 12 Abs. 1)

Grundwasser: Einstufung des chemischen Zustands
2. Guter Chemischer Zustand

zu 2.2

Einen Nitratgehalt von bis zu 50 mg pro Liter im Grundwasser als „guten chemischen Zustand“ zu definieren, können die Naturschutzverbände nicht mittragen. Hierbei handelt es sich bereits jetzt um den Grenzwert, der zum Handeln zwingt. Wir halten hier einen Grenzwert von 10 mg/l Nitrat für notwendig, ab dem Handlungen zur Verminderung der Nitratwerte einzuleiten sind. Davon ausgenommen wären natürlich Fälle einer natürlich höheren Hintergrundbelastung.

Anhang 7 B (zu § 12 Abs. 2 und 3)
2. Überblicksweise Überwachung

2.3: Die zu messenden Parameter sollten auch die Tritium-Werte umfassen, um derzeitige Nutzungen von altem Tiefengrundwasser umgehend einstellen zu können, wenn sich eine Verunreinigung mit jüngerem Grundwasser zeigt. Ferner sollte hier ein Querverweis auf die zu untersuchenden Pestizide erfolgen. Auch die Erfassung der Temperatur ist ein wichtiger Parameter, u.a. da die Löslichkeit von Inhaltsstoffen direkt von ihr abhängig ist, die übrigen Meßwerte mithin ansonsten nicht korrekt eingeschätzt werden können.
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